
Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung in der Stadt Tönisvorst vom 12.12.2001 
 
 
Aufgrund der §§ 25, 27 Abs. 1, Abs. 4 Satz 1; 31 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse 
der Ordnungsbehörden – Ordnungsbehördengesetz (OBG) – in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13.5.1980 (GV NW S. 528 / SGV NW 2060) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20.12.1994 (GV NW S. 1115) wird von der Stadt Tönisvorst als örtliche 
Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der Stadt Tönisvorst vom 12.12.2001 für das 
Gebiet der Stadt Tönisvorst folgende ordnungsbehördliche Verordnung erlassen: 
 
 
 

§ 1 
Begriffsbestimmungen 

 
(1)Verkehrsflächen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Flächen ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse. 
 
(2) Zu den Verkehrsflächen gehören insbesondere Straßen, Fahrbahnen, Wege, Gehwege, 
Radwege, Bürgersteige, Plätze, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, Böschungen, Rinnen 
und Gräben, Brücken, Unterführungen, Treppen und Rampen vor der Straßenfront der 
Häuser, soweit sie nicht eingefriedet sind. 
 
(3) Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse 
insbesondere alle der Allgemeinheit zur Nutzung zur Verfügung stehenden oder 
bestimmungsgemäß zugänglichen 
 
1.  Grün-, Erholungs-, Spiel- und Sportflächen, Waldungen, Gärten, Friedhöfe sowie die  
     Ufer und Böschungen von Gewässern; 
 
2.  Ruhebänke, Toiletten-, Kinderspiel-und Sporteinrichtungen, Fernsprecheinrichtungen,  
     Wetterschutz- und ähnliche Einrichtungen; 
 
3. Denkmäler und unter Denkmalschutz stehende Baulichkeiten, Kunstgegenstände,  
    Standbilder, Plastiken, Anschlagtafeln, Beleuchtungs-, Versorgungs-, Kanalisations-, 
    Entwässerungs-, Katastrophenschutz- und Baustelleneinrichtungen sowie Verkehrs- 
    schilder, Hinweiszeichen und Lichtzeichenanlagen. 
 
 

 
§ 2 

Allgemeine Verhaltenspflicht 
 
(1) Auf Verkehrsflächen und in Anlagen hat sich jeder so zu verhalten, dass andere nicht 
gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert werden. 
Die Benutzung der Verkehrsflächen und Anlagen darf nicht vereitelt oder beschränkt werden. 
 
(2) Absatz 1 findet nur insoweit Anwendung, als die darin enthaltenen Verhaltenspflichten 
und Benutzungsgebote nicht der Regelung des Verkehrs im Sinne der 



Straßenverkehrsordnung auf Verkehrsflächen und in Anlagen dienen. Insoweit ist § 1 Abs. 2 
StVO einschlägig. 

 
 

§ 3 
Schutz der Verkehrsflächen und Anlagen 

 
(1)Die Anlagen und Verkehrsflächen sind schonend zu behandeln. Sie dürfen nur ihrer 
Zweckbestimmung und bei fehlender Zweckbestimmung nach ihrer Beschaffenheit 
(Gemeingebrauch) erlaubnisfrei genutzt werden. Vorübergehende Nutzungseinschränkungen 
auf Hinweistafeln sind zu beachten. 
 
(2) Für jede über den Gemeingebrauch hinausgehende Benutzung ist eine Erlaubnis nach 
dieser Verordnung erforderlich. Nach sonstigen Vorschriften notwendige Erlaubnisse sind 
zusätzlich einzuholen. 
 
(3) Es ist insbesondere untersagt 
 
1.  in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt Sträucher und Pflanzen aus dem Boden 
     zu entfernen, zu beschädigen oder Teile davon abzuschneiden, abzubrechen, umzuknicken  
     oder sonst wie zu verändern; 
2.  in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt Bänke, Tische, Einfriedungen, Spiel- 
     geräte, Verkehrszeichen, Straßen- und Hinweisschilder und andere Einrichtungen zu ent- 
     fernen, zu versetzen, zu beschädigen oder anders als bestimmungsgemäß zu nutzen; 
3.  in den Anlagen zu übernachten; 
4.  in den Anlagen und auf Verkehrsflächen, insbesondere auf Grünflächen, Gegenstände  
     abzustellen oder Materialien zu lagern. 
5.  die Anlagen zu befahren; dies gilt nicht für Unterhalts- und Notstandsarbeiten sowie für  
     das Befahren mit Kinderfahrzeugen und Fortbewegungsmitteln wie Krankenfahrstühle,  
     sofern Personen nicht behindert werden. 
6.  Sperrvorrichtungen und Beleuchtungen zur Sicherung von Verkehrsflächen und Anlagen 
     unbefugt zu beseitigen, zu beschädigen oder zu verändern sowie Sperrvorrichtungen zu 
     überwinden; 
7.  Hydranten, Straßenrinnen und Einflussöffnungen oder Straßenkanäle zu verdecken oder 
     ihre Gebrauchsfähigkeit sonst wie zu beeinträchtigen; 
8.  gewerbliche Betätigungen, die einer Erlaubnis nach § 55 Abs. 2 GewO bedürfen, vor  
     öffentlichen Gebäuden, insbesondere Kirchen, Schulen und Friedhöfen im Einzugsbereich 
     von Ein- und Ausgängen auszuüben. Die Vorschriften des Straßen- und Wegegesetzes  
     Nordrhein-Westfalen und die aufgrund dieses Gesetzes ergangenen Satzungen bleiben  
     hiervon unberührt. 
 
 
 

§ 4 
Plakate und Anschläge 

 
(1) Ohne besondere Erlaubnis ist es untersagt, Plakate und Anschläge auf und in öffentlichen 
Einrichtungen, Einrichtungen der Versorgungsunternehmen und der 
Kommunikationsunternehmen (insbesondere Schalt- und Verteilerschränke) anzubringen. Das 
gleiche gilt für Bemalen oder Beschriften. 



 
(2) Wer entgegen den Verboten des Absatzes 1 plakatiert oder hierzu veranlasst oder sonstige 
Verunreinigungen vornimmt oder vornehmen lässt, ist zur unverzüglichen Beseitigung 
verpflichtet. Die Beseitigungspflicht trifft bei Plakaten oder gleichartigen Werbemitteln 
ebenso denjenigen, auf den sich diese beziehen, insbesondere den Veranstalter. 
 
(3) Das Verbot gilt nicht für von der Stadt genehmigte Nutzungen, für von der Stadt 
konzessionierte Werbeträger sowie für bauaufsichtsrechtlich genehmigte Werbeanlagen. 
Solche Werbeanlagen dürfen jedoch in der äußeren Gestaltung nicht derart vernachlässigt 
werden, dass sie verunstaltet wirken. 
 
 

§ 5 
Tiere 

 
(1)Auf Verkehrsflächen und in Anlagen innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile sind 
Hunde an der Leine zu führen. 
 
(2)Wer auf Verkehrsflächen oder in Anlagen Tiere, insbesondere Pferde und Hunde, mit sich 
führt, hat die durch die Tiere verursachten Verunreinigungen unverzüglich und schadlos zu 
beseitigen. 
 
(3) Wildlebende Katzen und Tauben dürfen nicht zielgerichtet oder gezielt gefüttert werden. 
 
(4) Von den Regelungen in Absatz 2 ausgenommen sind Blinde und hochgradig 
Sehbehinderte, die Blindenhunde mit sich führen. 
 
 

§ 6 
Wohnwagen, Zelte und Verkaufswagen 

 
(1)Das Ab- und Aufstellen von Wohnwagen, Zelten und Verkaufswagen in Anlagen ist 
verboten. 
 
(2)Ausnahmen können in Einzelfällen gestattet werden, wenn dies dem öffentlichen Interesse, 
z.B. zur Deckung des Freizeitbedarfs der Bevölkerung dient. 
 
 

§ 7 
Kinderspielplätze 

 
(1) Kinderspielplätze dienen nur der Benutzung durch Kinder bis 14 Jahre, soweit nicht durch 
Schilder eine andere Altersgrenze festgelegt ist. 
 
(2) Andere Aktivitäten, insbesondere Skateboardfahren und Fahren mit Inlineskatern, sowie 
Ballspiele jeglicher Art sind auf den Kinderspielplätzen verboten, es sei denn, dass hierfür 
besondere Flächen ausgewiesen sind. 
 
(3) Der Aufenthalt auf den Kinderspielplätzen ist nur tagsüber bis zum Einbruch der 
Dunkelheit erlaubt. 



 
(4) Auf Kinderspielplätzen dürfen Tiere nicht mitgeführt werden. 
 
 

§ 8 
Hausnummern  

 
(1)Jedes Haus ist vom Eigentümer/in oder Nutzungsberechtigten auf eigene Kosten mit der 
dem Grundstück zugeteilten Hausnummer zu versehen; die Hausnummer muss von der Straße 
erkennbar sein und lesbar erhalten werden. 
 
(2)Bei Eckgrundstücken oder Grundstücken, die von mehreren Straßen umgeben sind, ist für 
die Festsetzung der Hausnummer der Hauptzugang oder die Hauptzufahrt zu dem Gebäude 
maßgebend. 
 
(3)Die Hausnummer ist unmittelbar neben dem Haupteingang deutlich sichtbar anzubringen. 
 
(4) Bei Umnummerierung darf das bisherige Hausnummernschild während einer 
Übergangszeit von einem Jahr nicht entfernt werden. Es ist mit roter Farbe so 
durchzustreichen, dass die alte Nummer noch deutlich lesbar bleibt. 
  
  
     § 9 

Schutzvorkehrungen 
 
(1) Schneeüberhang sowie Eiszapfen an Gebäuden, insbesondere an Dachrinnen, sind von den 
Ordnungspflichtigen zu entfernen, wenn Personen oder Sachen ansonsten gefährdet werden 
können. 
 
(2) Blumentöpfe und –kästen sind gegen Herabstürzen zu sichern. 
 
(3) Frisch gestrichene, öffentlich zugängliche Gegenstände und Flächen sind durch einen 
auffallenden Hinweis kenntlich zu machen. 
 
 

§ 10 
Fäkalien-, Dung- und Klärschlammabfuhr 

 
(1) Die Reinigung und Entleerung der Grundstücksentwässerungsanlagen, der Abortanlagen, 
der Schlammfänger für Wirtschaftsabwässer, der Dunggruben sowie aller anderen Gruben, 
die gesundheitsschädliche oder übelriechende Stoffe aufnehmen, ist unter Beachtung der 
Vorschriften des Landesimmissionsschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen so vorzunehmen, 
dass schädliche Umwelteinwirkungen vermieden werden, soweit dies nach den Umständen 
des Einzelfalls möglich und zumutbar ist. 
 
(2) Übelriechende und ekelerregende Fäkalien, Jauche, Gülle, Dungstoffe und Klärschlamm 
dürfen nur in dichten und verschlossenen Behältern befördert werden. Soweit sie nicht in 
geschlossenen Behältern befördert werden können, ist das Beförderungsgut vollständig 
abzudecken, um Geruchsverbreitung zu verhindern. 
 



(3) In Ackerböden sind die in Abs. 2 genannten Stoffe an Werktagen unverzüglich so 
einzuarbeiten, dass Geruchsbelästigungen nicht mehr eintreten. 
 
(4) Die Regelungen des § 8 des Kreislaufwirtschafts-Abfallgesetzes –KrW-AbfG- vom 
27.09.1994 (BGBl. I S. 2705 ff), der Klärschlammverordnung –AbfKlärV- vom 15.04.1992 
(BGBl. I S. 912) und der Verordnung über die Grundsätze der guten fachlichen Praxis beim 
Düngen (Düngeverordnung vom 26.01.1996 BGBl I S. 118) in der jeweils gültigen Fassung 
sowie der städtischen Entwässerungssatzung bleiben unberührt. 
 
(5) Auf die Regelungen der Wasserschutzgebietsverordnungen „St. Tönis“ (Stadtwerke 
Tönisvorst) und „Kempener Allee“ (Städt. Werke Krefeld AG) wird hingewiesen. 
 
 

§ 11 
Erlaubnisse, Ausnahmen 

 
Der/die hauptamtliche Bürgermeister/in kann auf Antrag Ausnahmen von den Bestimmungen 
dieser Verordnung zulassen, wenn die Interessen des/der Antragstellers/in die durch die 
Verordnung geschützten öffentlichen und privaten Interessen im Einzelfall nicht nur 
geringfügig überwiegen. 
 
 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
      1. die allgemeine Verhaltenspflicht gem. § 2 der Verordnung; 
      2. die Schutzpflichten hinsichtlich der Verkehrsflächen und Anlagen gem. § 3 der  
          Verordnung; 
      3. das Verbot des unbefugten Werbens und Plakatierens gem. § 4 der Verordnung; 
      4. die Bestimmungen hinsichtlich der Haltung und Fütterung von Tieren gem. § 5 der 
          Verordnung; 
      5. das Ab- und Aufstellverbot von Verkaufswagen-, Wohnwagen und Zelten gem. § 6 der 
          Verordnung; 
      6. das Verbot der unbefugten Benutzung von Kinderspielplätzen gem. § 7 der  
          Verordnung; 
      7. die Hausnummerierungspflicht gem. § 8 der Verordnung; 
      8. die Schutzvorkehrungen gem. § 9 der Verordnung verletzt. 
   
(2) Verstöße gegen die Vorschrift dieser Verordnung können mit einer Geldbuße nach den  
      Bestimmungen des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OwiG) vom 24. Mai 1968 i.d.F. 
      vom 7.7.1986 (BGBl. I S. 977) geahndet werden, soweit sie nicht nach Bundes- oder 
      Landesrecht mit Strafen oder Geldbußen bedroht sind. 

 
 
 

§ 13 
Inkrafttreten, Aufheben von Vorschriften 

 



(1) Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die ordnungsbehördliche Verordnung über die Aufrechterhaltung der  
      öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt vom 21.12.1994 in der z.Zt.   
      geltenden Fassung außer Kraft. 
 
 
Hinweise: 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 GO NW kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 
dieser Verordnung nach Ablauf eines Jahres dieser Bekanntmachung nicht geltend gemacht 
werden, es sei denn, 
 
 a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 b)  diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
 c)  der Bürgermeister hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
 d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei 
                 die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
      ergibt. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung der Stadt Tönisvorst wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 15 Abs. 1 der 
Hauptsatzung der Stadt Tönisvorst vom 05.10.1999 in der zur Zeit gültigen Fassung. 
 
Tönisvorst, den 12.12.2001  
 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
(Schwarz) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


